
Beim Thema Inklusion denken viele zuerst an Men-
schen mit Behinderungen. Dabei geht es um viel mehr. 
Es geht auch um die Mutter, die mit ihrem Kinderwagen 
nicht durch den Kassenbereich eines Supermarktes 
kommt. Es geht auch um den Großvater, der seinen Enkel 
in einer anderen Stadt besuchen will, aber den ICE ver-
passt, weil niemand da ist, der ihm beim Einsteigen hilft. 
Auch diese beiden wünschen sich von der Politik mehr 
Tempo.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE] – Zurufe 
von der SPD)

Für sie ginge es im Alltag viel schneller, wenn man auch 
an ihre Bedürfnisse gedacht hätte.

Als Sozialethiker habe ich in meinem Studium gelernt, 
dass man sich Politik und insbesondere Ordnungspolitik 
spieltheoretisch vorstellen kann. Zwei Seiten müssen zu-
sammenwirken: Spielregeln auf der einen, Spielzüge auf 
der anderen Seite. Grundsätzliche ethische gesellschafts-
politische Ziele und Vorstellungen müssen auf der Ebene 
der Spielregeln etabliert werden. So können sie als Rah-
menbedingungen für das Handeln des Einzelnen Anreize 
entfalten.

Mit Blick auf unsere heutige Debatte glaube ich, dass 
dieses zweidimensionale Modell zu kurz gedacht ist. Es 
fehlt eine dritte Dimension. Um im Bild zu bleiben: Wir 
müssen auch das Spielbrett mitdenken. Ich meine damit 
einen Spielraum, der nicht einfach da ist, sondern immer 
erst geschaffen und gestaltet werden muss. Nur so können 
Menschen zu Mitspielern werden. Also: Spielregeln, 
Spielzüge und Spielraum. Erst diese dritte Dimension 
bringt Ordnung in die Politik. Demnach ist Inklusions-
politik nicht noch etwas Hinzukommendes, ein schönes 
Extra oder so, sondern nichts mehr oder weniger als Ord-
nungspolitik.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Morgen ist Internationaler Tag der Menschen mit Be-
hinderungen. Deshalb haben wir mit unserem Antrag der 
Ampel einen Merkzettel aufgeschrieben für eine smartere 
Gesellschaft, deren Programme, Regeln, Strukturen und 
urbane Hardware vom Nutzer her gedacht werden müs-
sen. Es geht um Bauliches, um Mobilität, um Digitalisie-
rung, um politische Beteiligung, um Katastrophenschutz 
und um vieles mehr.

Eine unserer Anregungen möchte ich aber besonders 
herausgreifen; denn sie birgt großes Potenzial. Es geht 
um das Thema „Design für Alle“. „Design für Alle“ ist 
ein Konzept für die Planung und Gestaltung von Produk-
ten, Dienstleistungen und Infrastrukturen. Damit sind Lö-
sungen gemeint, die besonders gebrauchsfreundlich sind 
und individuellen Anforderungen begegnen. Das Ziel: 
Allen Menschen soll eine Nutzung ohne individuelle An-
passung oder besondere Assistenz möglich sein. So wird 
niemand stigmatisiert. Ich wünsche mir, dass möglichst 
viele von dieser Idee angeregt werden.

Es gibt bisher nur zwei Orte in Deutschland, an denen 
dieser Ansatz in die Ausbildung zukünftiger Gestalter 
integriert ist. Einer davon liegt in meinem Wahlkreis, 

die Akademie für Gestaltung der Handwerkskammer 
Münster. Dort werden nach Auskunft ihres Leiters 
Manfred Heilemann als Teil des gemeinnützigen Kom-
petenznetzwerks EDAD in drei Jahrgängen 90 bis 
120 Studierende erfahrungsbasiert zu Multiplikatoren 
für „Design für Alle“ ausgebildet. So was muss in 
Deutschland Schule machen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
„Design für Alle“ realisiert die Idee einer Ordnungs-

politik, die inklusiv ist. Vor fast genau einem Jahr haben 
Sie sich das Bundesprogramm Barrierefreiheit in Ihren 
Koalitionsvertrag geschrieben. Seitdem ist nichts pas-
siert. Das ist ein unfaires Spiel. Es wird Zeit, liebe Ampel, 
etwas mehr für Barrierefreiheit und einen inklusiven So-
zialraum zu tun. Seien Sie keine Spielverderber! Machen 
Sie endlich Tempo!

(Beifall bei der CDU/CSU – Jens Beeck 
[FDP]: Wenn Sie da mitmachen, machen wir 
das!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Corinna Rüffer für die Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Hochverehrte Präsidentin! Liebe Demokratinnen und 

Demokraten! Ich nehme jetzt mal den letzten Redebeitrag 
als Versprechen und möchte in ähnlicher Weise grund-
sätzlich beginnen. Morgen ist der Internationale Tag der 
Menschen mit Behinderungen. Ich habe gestern – wir 
hatten ja einen langen Abend hier im Haus – die Gele-
genheit genutzt, noch mal zu recherchieren, woher dieser 
Tag historisch eigentlich kommt. Der Ursprung fällt in 
eine Zeit in Deutschland, in der Gerichte solche Urteile 
gefällt haben:

Auch die Anwesenheit einer Gruppe von jedenfalls 
25 geistig und körperlich Schwerbehinderten stellt 
einen zur Minderung des Reisepreises berechtigen-
den Mangel dar ... Daß es Leid auf der Welt gibt, ist 
nicht zu ändern; aber es kann der Klägerin nicht 
verwehrt werden –

– es handelt sich um eine 64-jährige alte Dame, die 
in Griechenland Urlaub gemacht hat, damals, im 
Jahr 1980 –

wenn sie es jedenfalls während des Urlaubs nicht 
sehen will.

„Dieses Leid“! Ist das nicht fürchterlich? Es ist noch gar 
nicht so lange her, dass Gerichte solche Urteile gefällt 
haben. Und ich möchte Ihnen ehrlich sagen: Es ist heute 
noch so, dass im Prinzip viele Leute so denken. Deswe-
gen müssen wir daran arbeiten, dass dieses Denken end-
lich beendet wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP und des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE])
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An dem 8. Mai, nachdem das Urteil gefällt worden ist, 
gab es in Frankfurt die größte Demonstration behinderter 
Menschen – ich glaube sogar, bis heute.

(Stephanie Aeffner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja!)

Die Frankfurter und die Menschen in dieser Republik 
haben noch nie so viele behinderte Menschen auf den 
Straßen gesehen. Damals hat der Kampf um die Rechte 
behinderter Menschen begonnen. Diesen Kampf, den 
führen wir heute weiter, den müssen wir heute als Par-
lament weiterführen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Wir sind heute auch gesetzlich dazu verpflichtet, weil wir 
die UN-Menschenrechtskonvention ratifiziert haben; das 
ist ganz eindeutig.

Es geht um Selbstbestimmung. Es geht um Inklusion 
als Strukturprinzip. Es geht nicht um ein Randthema für 
ein paar Menschen, sondern es geht darum, dass wir 
unsere Strukturen so gestalten, dass zukünftig alle Men-
schen daran teilhaben können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wenn ich hier mal in die Reihen blicke, dann sehe ich, 
dass da viele sitzen, die der Babyboomergeneration an-
gehören. Ich kann mir nicht vorstellen, dass die Leute, die 
vielleicht irgendwann mal behindert und auf Pflege an-
gewiesen sein werden, in dieser Lebensphase auf ihre 
Selbstbestimmung verzichten möchten. Deswegen emp-
fehle ich all diesen Menschen, die hier sitzen, jetzt dafür 
zu sorgen, dass wir barrierefrei bauen, damit sie am Ende 
des Tages auch zu Hause wohnen können, dass wir am-
bulante Dienste anbieten, dass wir den Zugang zu Leis-
tungen vereinfachen.

Das sind die Themen, über die wir reden, und sie sind 
so gewaltig, dass wir unsere Zeit nicht mehr darauf ver-
schwenden können, über die letzten 16 Jahre zu reden. 
Vielmehr müssen wir jetzt die Ärmel hochkrempeln, da-
mit dieses Land auch in dieser Hinsicht zukunftsfähig 
wird.

Insofern, liebe Union, bin ich Ihnen dankbar für das 
Angebot, dass wir jetzt gemeinsam streiten – für eine 
inklusive Gesellschaft, die barrierefrei ist und allen Men-
schen die Teilhabe vollumfänglich ermöglicht.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Rasha Nasr für die SPD- 

Fraktion.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Rasha Nasr (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehren 

Damen und Herren! Werte Kolleginnen und Kollegen! 
Als Fortschrittskoalition wollen wir Deutschland zu ei-
nem Fortschrittsland machen; dazu gehört auch der flä-
chendeckende Ausbau der Barrierefreiheit. Denn Barrie-
refreiheit ist ein Qualitätsstandard für ein modernes Land, 
wie wir es sein wollen.

Aber Barrierefreiheit und die Politik der Union passen 
leider nicht so richtig zusammen.

(Marc Biadacz [CDU/CSU]: Aber klar!)
In Ihrem Antrag schmücken Sie sich damit, dass in 
16 Jahren unionsgeführter Regierung angeblich – Zitat – 
„... bereits viele Wegmarken für mehr Barrierefreiheit in 
unserem Land gesetzt“ wurden. So schnell scheinen Sie 
zu vergessen, dass Sie es waren,

(Zuruf des Abg. Stephan Stracke [CDU/CSU])
die in den letzten Jahren bei jedem noch so kleinen so-
zialen Schritt auf der Bremse standen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Aber Sie waren 
doch zwölf Jahre lang dabei! Tritt da schon 
Vergesslichkeit in jungen Jahren ein?)

Wer sich um das Thema Inklusion gekümmert hat, das 
war die SPD. Vier Beispiele. Erweiterung des Behinder-
tengleichstellungsgesetzes; das war das BMAS. Das Bar-
rierefreiheitsstärkungsgesetz; das war auch das BMAS. 
Zutrittsrechte für Halter von Assistenzhunden im Privat-
bereich: hat das BMAS geregelt. Und: Das BMAS hat die 
InitiativeSozialraumInklusiv initiiert.

Sie schmücken sich für die lange Zeit der Großen 
Koalition in dreister Weise mit fremden Federn.

(Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Also, dreist ist, 
dass Sie das alleine für sich in Anspruch neh-
men!)

Sie ziehen jetzt ein lange von Ihnen vernachlässigtes 
Thema hoch. Sie schreiben im Koalitionsvertrag der Am-
pel ab, um uns gleichzeitig vorzuwerfen, zu wenig zu tun.

(Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Also, was steht 
denn alles Vages drin im Koalitionsvertrag?)

Das ist schon ein bisschen billig; das müssen Sie sich jetzt 
anhören.

Während Sie also Lobhudelei für gesetzliche Verbes-
serung der letzten Jahre für sich beanspruchen,

(Takis Mehmet Ali [SPD]: Ich finde, wir soll-
ten mal alle zusammen Glühwein trinken! – 
Zuruf von der CDU/CSU)

für die Sie sachlich kaum etwas beigetragen haben, be-
nennen wir es ampelklar: Es gibt noch etliche Lücken, die 
jetzt mit unserer Bundesinitiative Barrierefreiheit an-
gegangen werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Das ist 
eine Bundesinitiative, kein Programm! Das ist 
was anderes! Lediglich eine Initiative!)
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